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S. Seite/Siehe



14 Abkürzungsverzeichnis

scil. scilicet (lat.: nämlich)
SJZ Schweizerische Juristenzeitung (Zürich: Schulthess)
Slg. Sammlung
s. o. siehe oben
sog. sogenannte(r)
Spstr. Spiegelstrich
s-TESTA Secure Trans European Services for Telematics between Administrations
StGB Strafgesetzbuch der Bundesrepublik Deutschland. In der Fassung der Be-

kanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322). Zuletzt ge-
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§ 1 Informationsaustausch als Element
der polizeilichen Zusammenarbeit

in Strafsachen

A. Grundlegung des europäischen
Informationsaustausches

Die fortschreitende Eröffnung und Erweiterung des europäischen Binnenraumes und
die zunehmende Mobilität europäischer Bürger stellt die polizeiliche Zusammenarbeit
vor neue Aufgaben. Kriminalität, ob in organisierter oder sonstiger Form, insbesondere
Terrorismus, Menschenhandel, Straftaten gegenüber Kindern, illegaler Drogen- und Waf-
fenhandel sowie Bestechungs- und Betrugsdelikte stellen für die Bürger in der gesamten
Europäischen Union eine Bedrohung dar. Da Kriminalität vor Ländergrenzen oft keinen
Halt macht und aus den veränderten wirtschaftlichen, sozialen und politischen Verhält-
nissen weitere Bedrohungen erwachsen, müssen die Organe der Union und die Mitglied-
staaten gemeinsam Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung derartiger Verbrechen
ergreifen, die von dauerhaftem Bestand sind.1

Ein solches Vorhaben erfordert zum einen die Kooperation der beteiligten Behörden
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) und zum anderen einen funktionieren-
den, zeitnahen Austausch verfügbarer polizeilich-relevanter Informationen. Infolgedes-
sen sind Kooperation und Kommunikation im Allgemeinen seit jeher Voraussetzungen
des europäischen Integrationsprozesses2 und im Besonderen im Bereich der polizeilichen
und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen zur Effektivierung des Informationsaus-
tausches zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten unverzichtbar. Mit
Wegfall der kontrollierten Binnengrenzen des europäischen Raumes begann die zuneh-
mende Mobilität der Bewohner der Europäischen Union. Diese neu erlangte Mobilität
der EU-Bürger offenbarte den Mitgliedstaaten schnell ihre „Schattenseite“: Die Zahl der
grenzüberschreitenden Straftaten stieg rasant an. Typische Probleme der grenzüberschrei-
tenden Strafverfolgung traten schnell hervor. Entgegengesetzt zu der Mobilität der EU-
Bürger waren die Mitgliedstaaten in ihrer Strafverfolgungskompetenz auf ihr jeweiliges
Hoheitsgebiet begrenzt und konnten nur im Wege der sog. Rechts- bzw. Amtshilfe auf eine
Kooperationsbereitschaft des anderen Mitgliedstaates der EU hoffen, um an die im frem-

1 Vgl. Pressemitteilung der Kommission vom 12. Oktober 2005 zum Vorschlag für einen Rah-
menbeschluss über den Austausch von Informationen nach dem Grundsatz der Verfügbarkeit,
MEMO/05/367, S. 1.

2 Hatje, Datenschutz Lissabon (2009), S. 23. Nicht zuletzt stammt die Begrifflichkeit der „Kom-
munikation“ vom lat. „communicare“ ab, welches von „communio“, der Gemeinschaft, abgeleitet ist.
Kommunikation wird häufig als Informationsaustausch beschrieben. Ein solche Bezeichnung lässt
wesentliche Aspekte des Mitteilens und der Teilhabe aus, durch das etwas als etwas Gemeinsames
entsteht.
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den Mitgliedstaat befindlichen Informationen zu gelangen. Kurzum: Zwar bestand eine
Mobilität der Bürger – und Straftäter – der EU, jedoch keine Mobilität der sich auf selbi-
ge beziehenden Informationen. Dem neu geschaffenen Raum der Freiheit mussten daher
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit entgegengesetzt werden, um die Bürger der
EU vor solchen Gefahren zu schützen, die sich aus der durch den EGV gewährleisteten
Freizügigkeit ergaben.3 Die Begrifflichkeit des „Raumes der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts“ wurde fortan die prägende Formulierung für sämtliche Maßnahmen der ehe-
maligen Union auf dem Gebiet der europarechtlichen Strafverfolgung und trägt seitdem
den Novellierungen im Bereich der Justiz- und Innenpolitik Rechnung.

Bei der Konzeption des Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts handelt es
sich um ein Aufgabenfeld, das auf europäischer Ebene dramatisch an Bedeutung gewinnt.
Die hierin zusammengefassten Bereiche (Grenzkontrollen, Asyl und Einwanderung; Jus-
tizkooperation in Zivilrecht und Strafrecht sowie polizeiliche Zusammenarbeit) betreffen
Kernanliegen des Staatseins, die sich mit den Stichworten Justiz und Sicherheit kennzeich-
nen lassen.4 Schon vor in Kraft treten des Lissabonner Vertrages erfuhr dieser Dreischritt
primärrechtliche Erwähnung5 und kann sich nunmehr auf eine entsprechende Kompetenz-
zuweisung im Primärrecht stützen6. Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
umfasst im wörtlichen Sinne drei Bereiche: die Freiheit, die Sicherheit und das Recht.

Hauptziel des Raumes der Freiheit ist die Gewährleistung des freien Personenverkehrs
auf Basis der Bestimmungen von Schengen. Weitere Inhalte bilden die Grundrechte auf
europäischer Ebene und die Bekämpfung aller Formen der Diskriminierung.7

Mit dem Raum der Sicherheit wird die Kriminalitätsbekämpfung angesprochen, insbe-
sondere die Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität wie Terrorismus, Menschen-
handel, Drogen- und Waffenhandel, Korruption und Betrug. Die EU verfolgt von jeher das
Ziel, den Bürgern innerhalb der EU ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten, indem sie ein
gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten im Bereich der polizeilichen und justiziellen
Zusammenarbeit in Strafsachen entwickelt.

Der Raum des Rechts umfasst schließlich die justizielle Zusammenarbeit in Zivil-und
Strafsachen, die allen Bürgern der EU trotz der zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden
Unterschiede gleichen Zugang zum Recht gewährleisten soll.8

Die Erhaltung und Weiterentwicklung der EU als Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts wurde bereits 1999 mit dem Amsterdamer Vertrag als verbindliches Ziel
in den EU-Vertrag, genauer mit ex-Art. 2 Abs. 1, 4 Spstr. EUV, eingefügt, um „die Person

3 Diese Verknüpfung tritt insbesondere noch einmal durch den 12. Erwägungsgrund der Präambel
des EUV in seiner Fassung nach dem Vertrag von Lissabon hervor.

4 Haak, EuR, Nr. 2h, 2009, S. 284.
5 Siehe nur ex-Art. 29 Abs. 1. EUV, welcher das Ziel der Gewährleistung von Sicherheit präzi-

siert, das bereits im elften Erwägungsgrund der Präambel und in ex-Art. 2 Abs. 1, 4. Spstr. EUV
angesprochenen wird.

6 Siehe nur Art. 3 Abs. 2 EUV und Titel V des AEUV, Art. 67 ff. AEUV.
7 Vgl. Pache, EU RSFR (2005), S. 9.
8 Pache, EU RSFR (2005), S. 9.
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in den Mittelpunkt des Handelns der EU“9 zu stellen. Ausdrücklich wird hierdurch die
Verbesserung der Lebensbedingungen des Einzelnen auch außerhalb der wirtschaftlichen
oder wirtschaftsbezogenen Lebensbedingungen angestrebt.10

I. Spezielle Ausformung im Bereich
der polizeilichen Zusammenarbeit

In Konkretisierung von Art. 3 Abs. 2 EUV11, wonach die Entwicklung eines Raumes
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zu den politischen Zielen der Union gehört,
werden durch die Regelungen der Art. 67 ff. AEUV (ex-Art. 29 EUV) die Ziele und For-
men des RFSR und dessen wesentliche Handlungsfelder12 umrissen. Die Bestimmungen
des Titels VI des bisherigen EUV über die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in
Strafsachen wurden mit Inkrafttreten des Lissabonner Vertrages durch die Bestimmungen
des Dritten Teils, Titel V, Kapitel 1, 4 und 5 AEUV ersetzt.

Entsprechend Art. 67 Abs. 3 AEUV (ex-Art. 29 UAbs. 2, 1. Spstr. EUV) soll durch Maß-
nahmen zur Koordinierung und Zusammenarbeit von Polizeibehörden, Organen der Straf-
rechtspflege und anderen zuständigen Behörden ein hohes Maß an Sicherheit gewährleis-
tet werden. Diese Regelung verfolgt vor allem das Ziel, den internationalen polizeilichen
Rechts- und Amtshilfeverkehr13 zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern.14 Sämtliche
Kooperationsmaßnahmen innerhalb des RFSR, sei es die polizeiliche oder aber auch die
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen, sollen hierbei dem übergeordneten Ziel die-
nen, Kriminalität zu verhüten und zu bekämpfen15. Eine Gegenüberstellung der Begriffe
„Verhütung“ und „Bekämpfung“ lässt die Weite des Anwendungsbereiches polizeilicher
Zusammenarbeit deutlich werden: Maßnahmen können sowohl präventiv-polizeilichen
(„Verhütung“) als auch repressiv strafverfolgenden Zwecken („Bekämpfung“) dienen.16

Durch diese Verknüpfung von Prävention und Repression werden „Prävention und [. . .]
Repression konzeptionell zusammen[ge]führ[t], [um] die Präventions- und Fahndungs-
maßnahmen grenzübergreifend [zu] bündeln“17. Hierdurch wird ein integrierter Ansatz18

geschaffen, welcher gleichermaßen einen sowohl repressiv als auch präventiv wirkenden
Rechtsgüterschutz auf EU-Ebene gewährleistet.19

9 So der zweite Erwägungsgrund der Präambel der Grundrechtecharta über die EU: „Sie stellt die
Person in den Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsbürgerschaft und einen Raum der
Sicherheit, der Freiheit und des Rechts begründet“.

10 Hierzu auch Pache, EU RSFR (2005), S. 10, Fn. 6 m.w.N.
11 Ex-Art. 2 Abs. 1, 4. Spstr. EUV.
12 Art. 67 UAbs. 3 AEUV; ex-Art. 29 UAbs. 2 EUV.
13 Näher zu dem Begriff siehe Mokros, in: Lisken/Denninger, HdPR (2012), Teil N, Rdn. 1 ff.
14 Suhr, in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV (2007), Art. 29, Rdn. 35.
15 Art. 67 Abs. 3 AEUV, ex-Art. 29 UAbs. 2 EUV.
16 Lorenzmeier, ZIS 2006, S. 577; Zöller, Informationssysteme (2002), S. 426; Böse, in: Schwar-

ze et al., EU-Kommentar (2012), Art. 29 EUV, Rdn. 5; Gärditz, Alternativentwurf Europol (2008),
S. 209; Kotzur, in: Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV (2010), Art. 87 AEUV, Rdn. 3. Zu dem Streit,
ob ex-Art. 29 EUV neben der internationalen auch die national begrenzte Kriminalität erfasst vgl.
Lorenzmeier, ZIS 2006, S. 577 m.w.N.

17 von Bubnoff., ZEuS 2002, S. 190.
18 Gärditz, Alternativentwurf Europol (2008), S. 209.
19 Gärditz, Alternativentwurf Europol (2008), S. 209.




